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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Mike Egger (svp, SG) forderte im September 2019 mit einer Motion den Bundesrat dazu
auf, das Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration
(AIG) so zu ändern, dass die Kantone anerkannten Geflüchteten, welche Sozialhilfe
beziehen, einen Wohnort oder eine Unterkunft zuweisen können. Damit solle
verhindert werden, dass sich viele Menschen aus den gleichen Herkunftsländern am
selben Ort häuften, was deren Integration erschwere, wie der St. Galler sein Anliegen in
der Herbstsession 2021 im Nationalrat begründete. Justizministerin Karin Keller-Sutter
erklärte die bundesrätliche Empfehlung zur Ablehnung der Motion damit, dass eine
entsprechende Anpassung eine Einschränkung für alle in der Schweiz lebenden
Ausländerinnen und Ausländer nach sich ziehen müsste, was den Wirtschaftsstandort
Schweiz stark schwächen würde. Grund dafür ist Art. 26 der Genfer
Flüchtlingskonvention, welcher festhält, dass anerkannte Geflüchtete das Recht haben,
sich ihren Wohnsitz selbst auszusuchen und sich frei im Land zu bewegen – ausser die
Vertragsstaaten sähen einschränkende Regelungen vor, die für alle auf ihrem Gebiet
lebenden Ausländerinnen und Ausländer unter den gleichen Umständen gelten würden.
Der Ständerat lehnte die Motion mit 130 zu 60 Stimmen (1 Enthaltung) ab. 1
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DATUM: 14.09.2021
SARAH KUHN

1) AB NR, 2021, S. 1559 f.; Genfer Flüchtlingskonvention von 1951
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